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EUGH-URTEIL KÖNNTE DIE GRUNDERWERBSBESTEUERUNG 

BEI UMSTRUKTURIERUNGEN INS WANKEN BRINGEN (NOVA 

IBEROMOLDES C-837/24) 
 

Mit einem aktuellen portugiesischen Fall hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) 

eine Entscheidung getroffen, die auch für österreichische Unternehmen von 

erheblicher Bedeutung sein könnte. Im Mittelpunkt steht die Frage, ob bei 

bestimmten gesellschaftsrechtlichen Umstrukturierungen Grunderwerbsteuer 

erhoben werden darf, wenn Immobilien lediglich indirekt über Gesellschaftsanteile 

betroffen sind. 

 

Worum ging es im Verfahren? 

 

Dem Verfahren lag die Gründung einer Holdinggesellschaft in Portugal zugrunde. 

Das Gesellschaftskapital wurde durch die Einbringung von Mehrheitsanteilen an 

bestehenden Kapitalgesellschaften aufgebracht. Eine dieser eingebrachten 

Gesellschaften war Eigentümerin von Immobilien. 

 

Nach portugiesischem Recht wurde dieser Vorgang so behandelt, als wären die 

Immobilien selbst übertragen worden. Daher wurde Grunderwerbsteuer 

vorgeschrieben, obwohl rechtlich keine direkte Übertragung der Grundstücke 

stattgefunden hatte. 

 

Der EuGH hatte nun zu beurteilen, ob diese Besteuerung mit der sogenannten 

Kapitalansammlungsrichtlinie der Europäischen Union vereinbar sei. 

 

Entscheidung des EuGH 

 

Der Gerichtshof kam zu einem klaren Ergebnis: Die Erhebung einer solchen Steuer 

verstößt gegen EU-Recht. 

 

Nach Auffassung des EuGH sollen bestimmte Kapitalmaßnahmen und 

Umstrukturierungen nicht durch indirekte Steuern belastet werden. Dazu zählen 

insbesondere die Gründung von Kapitalgesellschaften durch Sacheinlagen, die 

Einbringung von Beteiligungen, bestimmte Konzernumstrukturierungen sowie 

Verschmelzungen und Spaltungen. 

 

Die im konkreten Fall erhobene Grunderwerbsteuer stellt nach Ansicht des EuGH 

eine unzulässige indirekte Steuer auf eine begünstigte Umstrukturierung dar. 

 

Besonders bemerkenswert ist, dass der Gerichtshof ausdrücklich festhielt, dass dies 

auch dann gilt, wenn die Steuer nicht auf den Wert der Gesellschaftsanteile, sondern 

auf den Wert der von der Gesellschaft gehaltenen Immobilien berechnet wird. 
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Warum ist das für österreichische Unternehmer relevant? 

 

Auch das österreichische Grunderwerbsteuerrecht kennt Besteuerungstatbestände, bei 

denen keine Immobilie unmittelbar übertragen wird, sondern sich lediglich die 

Eigentumsverhältnisse an einer grundstücksbesitzenden Gesellschaft ändern. 

 

Mit der Reform vom 1. Juli 2025 wurden die Vorschriften bei Anteilsvereinigungen und 

Gesellschafterwechsel sogar nochmals erweitert. 

 

Das aktuelle EuGH-Urteil wirft Fragen zur EU-Konformität der österreichischen Regelungen 

über Anteilsvereinigungen und Gesellschafterwechsel gemäß § 1 Abs 3 GrEStG auf. 

Insbesondere bestehen Zweifel, ob Vorgänge, die in den Anwendungsbereich der 

Kapitalansammlungsrichtlinie fallen, weiterhin der Grunderwerbsteuer unterworfen werden 

dürfen.  

 

Nach geltender Rechtslage sieht das GrEStG bei Umgründungen lediglich für bestimmte 

mittelbare Anteilsvereinigungen eine Befreiung vor. Vor dem Hintergrund der  

EuGH-Entscheidung erscheint jedoch eine weitergehende Steuerbefreiung geboten, 

insbesondere auch für unmittelbare Anteilsübertragungen sowie für Umgründungen 

außerhalb derselben Erwerbergruppe.  

 

Vor diesem Hintergrund wirft das EuGH-Urteil die Frage auf, ob bestimmte österreichische 

Regelungen mit dem europäischen Recht vereinbar sind. Insbesondere bei Umgründungen, 

Einbringungen oder konzerninternen Umstrukturierungen könnten sich künftig erhebliche 

unionsrechtliche Bedenken ergeben. Es ist daher nicht ausgeschlossen, dass der 

österreichische Gesetzgeber die Bestimmungen in naher Zukunft anpassen wird. 

 

 

Handlungsbedarf für den Gesetzgeber? 

 

Derzeit sieht das österreichische Recht zwar einzelne Befreiungen für bestimmte 

Umgründungsvorgänge vor.diese Befreiungen sind jedoch eingeschränkt und erfassen nicht 

sämtliche Fälle, die nach der Kapitalansammlungsrichtlinie geschützt sein könnten. 

 

Es ist daher nicht auszuschließen, dass der österreichische Gesetzgeber die bestehenden 

Bestimmungen in den kommenden Jahren anpassen muss, um eine vollständige 

Unionskonformität sicherzustellen. 

 

Was bedeutet das für Unternehmen? 

 

Unternehmen, bei denen in der Vergangenheit aufgrund von Anteilsübertragungen oder 

Umstrukturierungen Grunderwerbsteuer angefallen ist, sollten prüfen, ob der zugrunde 

liegende Vorgang von der Kapitalansammlungsrichtlinie erfasst ist. 

 

Für bereits abgeschlossene österreichische Transaktionen müsste man prüfen, ob die 

Grunderwerbsteuer auf Grundlage des § 1 Abs 3 GrEStG erhoben wurde und ob der 

zugrunde liegende Vorgang in den Anwendungsbereich der Kapitalansammlungsrichtlinie 

fällt. Wurde die Grunderwerbsteuer im Wege der Selbstberechnung entrichtet, kann unter 
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Umständen die bescheidmäßige Festsetzung gemäß § 201 BAO beantragt werden. Gegen 

den dann folgenden Bescheid steht das Rechtsmittel der Beschwerde nach § 243 BAO zur 

Verfügung. Ebenso könnte ein Antrag auf Abänderung eines bereits ausgestellten 

Abgabenbescheides gemäß § 295a BAO angedacht werden. 

 

Auch bei künftigen Umgründungen, Holdingstrukturen oder konzerninternen 

Reorganisationen muss die steuerliche Behandlung der Grunderwerbsteuer sorgfältig 

analysiert werden. Das aktuelle EuGH-Urteil eröffnet möglicherweise neue 

Argumentationslinien und kann in bestimmten Fällen zu einer Reduktion oder sogar zum 

Entfall der Grunderwerbsteuer führen. 

 

Fazit 

 

Das Urteil des EuGH stellt einen wichtigen Wendepunkt für die Besteuerung von 

Unternehmensumstrukturierungen innerhalb der Europäischen Union dar. Ob und in 

welchem Umfang sich daraus Änderungen für die österreichische Praxis ergeben, werden 

die weiteren Entwicklungen zeigen. Für betroffene Unternehmen empfiehlt sich jedoch 

bereits jetzt eine sorgfältige Prüfung bestehender und geplanter Strukturen. 

 

Gerne unterstützen wir Sie bei der Beurteilung, ob Ihre Umstrukturierung oder 

Anteilsübertragung von den Auswirkungen dieser Entscheidung betroffen ist. 

 

RA Dr. Franz Guggenberger 

RAA Mag. Maximilian Neissl 

https://www.hasch.eu/teams/dr-franz-guggenberger/
https://www.hasch.eu/teams/mag-maximilian-neissl/

